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Zum Antrag vom 

^gehörig
Anlage Nr.: 

Fertigung

Bebauungs v_o_r_s_c_h_r_i_f_t_e n

zum Bebauungsplan der

s t a d t G e r n s b a c h

L a n d kreis R a s t a t t

B a u g e b i e t I g e 1 b u s c h

A _ )___..g^-^.n-d^l^a j^.o^n

1. §§ 1 und 2,8,9 des Bundesbaugesetzes vom 23.Juni 196o 
(BGBl.IS.341)(BBauG).

2. §§ 1-23 der Verordnung über die bauliche Nutzung der 
Grundstücke(Baunutzungsverordnung)vom 26.Juni 1962
(BGBl.IS.429)(BauNVO)in d.Fassung 26.11.1968(BGB1.1 öS.1237) •

3. §§ 1 bis 3 der VO über die Ausarbeitung von Bauleit- 
planen sowie die Darstellung des Planinhalts (Planzei- 
chenverOrdnung)vom 19-Januar 1965.(BGBl.IS!21).

4. Anwendung der Planzeichenverornung(Planzeichenerlaß) 
vom 13.April 1966(GAB1.S.3o9 ).

5. § 1 der 2.Verordnung der Landesregierung zur Durchfüh­
rung des BBauG vom 27.Juni 1961 (Ges.Bl.S lo8).

6. §§ 3 Abt.1,7,9 u.16 und 111 Abs.1,2 der Landesbauord­
nung für Baden-Wtbttemberg vomo6. o4.1964 . (Ges .Bl«S 151) 
(LBO).

7. § 2 der Kreisbausatzung für den Landkreis Rastatt vom 
16.Mai 1966.

B ) Fes t s et zungen

Der gesamte räumliche Geltungsbereich des Bebauungspla­
nes ist

Reines Wohngebiet,gern.§ 3 BauNVO
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§ 2

Ausnahmen

Außer Wohngebäuden können ausnahmsweise Läden und nicht 
störende Gewerbebetriebe,die zur Deckung des täglichen 
Bedarfs für die Bewohner des Gebietes dienen,sowie klei­
ne Betriebe des Beherbergungsgewerbes zugelassen werden.

II Maß der baulichen Nutzung

§ 3

A_1 1 g e m e i_n e s

Das Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt durch die Fest­
legung der Grundflächenzahl,der Geschoßflächenzahl und der 
Zahl der Vollgeschosse.

§ 4

----.l_§-?..s_i_g_e_s__M_a_ß__d_e_r b a u 1 i c h e n'
N_u_t z u n g

Die Feststzung der Grundflächen.-der Geschoßflächehzahl 
und der Zahl der Vollgeschosse erfolgt durch Eintragung 
im Straßen.-u.Baulinienplan.Es sind dies :

Grundflächenzahl (GHZ). q,4

Geschoßflächenzahl (GFZ) q,8

Zahl der Vollgesehobe . Il-geschossig.bergselts mit
einem,talseits mit 2 Geschos-

Die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse istEzwinfend”S tretend-

J?auweise_und überbaubare Grundstücksfläche

§ 5

Bauweise

!•) Als Bauweise ist die Qffene Bauweise festgesetzt.

u.Baulinienplan.Es




,2.) Für die Stellung und die Dachform der Gebäude sind die Ein­
tragungen im Strassen-u.Baulinienplan sowie die Eintragung­
en im Höhenschnitt mabgebend.

§ 6

Überbaubare Grundstücksfläche

1. ) Die Eintragung von Straioenbegrenzungslinien»Baugrenzen
erfolgt durch die Festsetzung im Strafen.-und Baulinien­
plan.

2. ) Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind Neben­
anlagen im Sinne des § 14 BauNVO nicht zulässig.

IV_ Baugestaltung

§ 7

Gestalten der Bauten

1-) Die Grundrisse der Gebäude sollen ein langgestrecktes 
Rechteck bilden.Dabei soll die Gebäudelängsseite bei 
den Gebäuden mindestens ll,oo.m betragen.

2.) Die Höhe der Traufe darf bei den Wohngebäuden nicht mehr 
als 3,4o m von den im Höhenschnitt festgelegten Sockel­
höhen betragen.

3«) Die fe^tgelegte Sockelhöhe kann in Ausnahmefällen um 
+ - o,4o m unter.-oder überschritten werden,wenn eine 
grundrissmäbige Gestaltung dies rechtfertigt.

4. ) An.-und Vorbauten an den Gebäuden sind nur gestattet,wenn
sie sich architektonisch gut einfügen und in einem ange­
messenen Gröenverhältnis zum Hauptgebäude stehen.

5. ) Die Dachneigung mub bei den Hauptgebäuden 22° - 35° be­
tragen.

6. ) Der Dachvorsprung am ortgang mubmindestens 5o cm betragen.
Der Traufüberstand mub mindestens 9o cm betragen.

7. ) Dachgaupen und Dachaufbauten sind nicht gestattet.

6.) Es sind grundsätzlich Giebeldächer anzuordnen.Walmdächer 
werden nicht zugelassen.Giebeldächer können als Satteldächer 
mit höhenmälhg versetztem First (siehe Höhenschnitt )erstellt 
werden.
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§ 8

G_a r a_g e n

1. ) Garagen sind auf den im Straßen.-u.Baulinienplan aus­
gewiesenen überbaubaren Grundstücksflächen für Gara­
gen zu erstellen.
Sie sind als nachbarliche Doppelgaragen an der Grund­
stücksgrenze zu errichten und mit massiven Flachdächern 
zu versehen.

2. ) Garagen an der Grundstücksgrenze dürfen in der Einfahrt
gemessen das Maß von 2,5o m Höhe nicht überschreiten.

3«) In Ausnahmefällen kann die Genehmigungsbehörde Binbau- 
ten von Garagen in das Hauptgebäude zulassen,wenn dies 
die vorliegenden Geländeverhältnisse zulassen und die 
für das Hauptgebäude in Form von Baugrenzen ausgewiesene 
Fläche nicht überschritten wird.

§ 9

1. ) Abgrenzungen und Einfriedigungen dürfen im Ganzen nicht
höher als 8o cm sein.Im Übrigen gilt § 2 der Kreisbau­
satzung für den Landkreis Rastatt vom 16.Mai 1966.

2. ) Der massive Sockel darf nicht höher als 3o cm sein.

3«) Entlang von öffentlichen Straßen und Wegen ist die Anwen­
dung von Maschendraht als Einfriedigung verboten.

4.) Die Pläne für die Einfriedigung sind bereits mit dem 
Bauantrag für das Hauptgebäude vorzulegen.

§ lo 

.£„ä_r~t_e n

1. ) Der zwischen Straönbegrenzungslinie und den Gebäude­
fluchten liegende Geländestreifen ist als Zier.-u.Ra­
senstück anzulegen und fortlaufend zu unterhalten.Gar­
tenhäuser ,Lauben, Kleintankanlagen etc dürfen in Vorgär­
ten nicht erstellt werden.Das gleiche gilt für die Be­
nützung der Vorgärten für gewerbliche Zwecke.

2. ) Anfüllungen und Abtragungen auf den Grundstücken sind
so durchzuführen,daß die gegebenen natürlichen Gelän­
deverhältnisse möglichst wenig beeinträchtigt werden. 
Die Geländeverhältnisse der angrenzenden Rachbargrund­
stücke sind hierbei zu berücksichtigen.
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§ 11

ä~s s g r u n g

1. ) Die Grundstücke sind grundsätzlich in die zur Erstellung
kommende Ortskanalisation nach Maßgabe der von der Stadt 
Gernsbach erlassenen Vorschriften anzuschliessen.

2. ) Die für die Hauptentwässerung erforderliche wasserrecht­
liche Erlaubnis bleibt unberührt.

§ 12

Y_e_r p_u t_z___H_n_d___A_n_s_t_r_i_o;_h
der Gebäude

1. ) Die Außenseiten der Haupt.-u.Nebengebäude sind Späte­
stens 1 Jahr nach Rohbauabnahme entsprechend den Bau­
bescheidsbedingungen zu behandeln.(Verputzen,Abschläm­
men und dgl)Hierbei sind möglichst helle Pastellfarben 
zu verwenden. —

2. ) Die Baurechtsbehörde kann Färb.-u.Putzproben verlangen.

§ 13

1.)  Neben den üblichen Unterlagen für die Baueingaben,kann 
die Baureohtsbehörde die Darstellung der anschliessen­
den Nachbarhäuser und erforderlichenfalls weitere Er­
gänzungen durch entsprechende Lichtbilder und Modelle 
verlangen.

§ U
Stromversorgung

1. ) Die Stromversorgung erfolgt über verkabelte Nieder­
spannungsleitungen.

2. ) Dachständer sind als Hausanschlüsse nicht zugelassen.

Planung :
Friedrich?' Jung 
etaatl. gepiyHochbaulng. 
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